
 

Bei verpasstem Test gibt‘s eine 6: Was Eltern und Schüler vor 
den Wehrpflicht-Streiks in Berlin wissen müssen 

Für Freitag sind Schüler zum Streik aufgerufen: Die Bundestagsabstimmung zur Musterung und 
möglichen Wehrpflicht treibt sie um. Ist die Schulpflicht dann ausgesetzt? Was ein Schulanwalt 
rät. 

Von Susanne Vieth-Entus, Stand: 04.12.2025, 21:02 Uhr 

An der Schulpflicht führt am Freitag kein Weg vorbei: Wer meint, er könne sein Kind vom 
Unterricht entschuldigen, damit es ungestraft am Schulstreik gegen die mögliche Wehrpflicht 
teilnehmen kann, irrt. Das haben Schulleitungen sowie die Senatsverwaltung für Bildung auf 
Nachfrage klargestellt. 

„Die Schulbesuchspflicht besteht weiterhin. Wenn Schülerinnen und Schüler während der 
Unterrichtszeit an Protest- und Demonstrationsmaßnahmen teilnehmen, gilt dies somit als 
unentschuldigtes Fehlen“, heißt es in einem Rundschreiben der Bildungsverwaltung an die 
Schulen. Das Schreiben des Abteilungsleiters liegt dem Tagesspiegel vor.  

Er weist zudem darauf hin, dass für die Schülerinnen und Schüler während der Teilnahme an 
einem Streik kein gesetzlicher Unfallversicherungsschutz bestehe.  

Verpflichtende Musterung für junge Männer ab 2026 Bundestag beschließt neuen Wehrdienst 

Falls am Freitag Klassenarbeiten geschrieben werden, müssen fehlende Schüler mit einer 
„Sechs“ benotet werden, erläuterten die Vorsitzenden der Schulleitungsverbände von 
Sekundarschulen und Gymnasien, Sven Zimmerschied und Arnd Niedermöller, auf Anfrage. 
Ebenso äußerte sich die Bildungsverwaltung. 

„Die rechtliche Position der Schüler ist da nicht sehr günstig“, bestätigte Schulanwalt Olaf 
Werner dem Tagesspiegel. „Schulpflicht ist Schulpflicht und die Meinungs- und 
Demonstrationsfreiheit entbindet davon nicht – es muss außerhalb der Schulzeit demonstriert 
werden.“ 

Lieber keinen Krankheitsfall vortäuschen 

Seine Kanzlei rät Eltern nicht, in Entschuldigungsschreiben das Fernbleiben als Krankheit zu 
tarnen: „Das ist ja recht durchsichtig und beschädigt eher das für eine gute Zusammenarbeit 
zwischen Eltern und Schule erforderliche Vertrauen“, mahnt Werner. Eltern könnten der Schule 
aber mitteilen, dass das Kind an der Demonstration teilnehmen möchte und hierfür 
möglicherweise eine Beurlaubung aus wichtigem Grund beantragen. Ein Anspruch hierauf 
bestehe allerdings nicht, räumt der Anwalt ein.  

Arnd Niedermöller, der auch Vorsitzender der Bundesdirektorenkonferenz ist, sagte dem 
Tagesspiegel, bei geplanten Veranstaltungen wie dem Schulstreik sei keine „Beurlaubung aus 
wichtigem Grund“ möglich. Dieser „Ausweg“ entfalle somit, betont Niedermöller, der das 
Berliner Immanuel-Kant-Gymnasium leitet. Anwalt Werner bezeichnete diese Argumentation als 
„gut vertretbar“. 

Manche Schulen verzichten bewusst auf Klassenarbeiten 

Allerdings können Kollegien sich freiwillig verabreden, am Freitag keine Klassenarbeiten 
anzusetzen, um die Teilnahme am Streik zu erleichtern und den streikwilligen Schülerinnen und 
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Schülern Sechsen zu ersparen. Dies ist nach Informationen des Tagesspiegels an einzelnen 
Schulen passiert. Zudem ist zu hören, dass manche Schulen die Fehlzeit nur „registrieren“, aber 
nicht auf dem Zeugnis vermerken wollen. 

Die Teilnahme an einer Demonstration zur Unterrichtszeit ist als unentschuldigte Fehlzeit zu 
werten; es gilt die Schulpflicht. 

Ein Sprecher des Bildungsministeriums Brandenburg 
 
Verwirrung herrschte am Mittwoch unter einigen Eltern im Bereich Dallgow-Döberitz und 
Falkensee, also Landkreis Havelland in Brandenburg: Nach Informationen des Tagesspiegels 
erfuhren sie aus Schreiben einer Schulleitung, dass ihre Kinder am Streik teilnehmen könnten 
und dies nicht als Schwänzen gewertet werde, sofern die Eltern dies genehmigt hätten. 
Gleichzeitig wurde bekannt, dass sich am Falkenseer Vicco-von-Bülow-Gymnasium Streikende 
der umliegenden Schulen zur Streikkundgebung verabredet haben. 

Verwirrung bei Eltern im Landkreis Havelland 

Der Tagesspiegel wollte daher vom Brandenburger Bildungsministerium wissen, ob es eine 
andere Auffassung zur Teilnahme am „Schulstreik“ habe als die Bildungsbehörde in Berlin. Dies 
wurde von einem Sprecher des Potsdamer Ministeriums bestritten.  

„Die Teilnahme an einer Demonstration zur Unterrichtszeit ist als unentschuldigte Fehlzeit zu 
werten; es gilt die Schulpflicht“, betonte der Ministeriumssprecher. Die Entscheidung, sich am 
Streik zu beteiligen, obliege den Schülerinnen und Schülern. „Sie müssen dann aber mit den 
entsprechenden Konsequenzen leben.“ Dazu könne dann auch gehören, dass nicht erbrachte 
Leistungen bei unentschuldigtem Fehlen mit „ungenügend“, also einer Sechs, bewertet würden.  

In Gesprächen mit einzelnen Schülerinnen und Schülern hatte ich den Eindruck, dass sie sich 
generell politisch nicht gefragt fühlen. 

Marc Eggert, Leiter der Ernst-Reuter-Sekundarschule in Mitte 
 
Die Berliner Bildungsverwaltung räumte ein, dass das Thema „Wehrpflicht“ viele Schülerinnen 
und Schüler aktuell beschäftige. Sie schlägt vor, „dass Schulen die laufende gesellschaftliche 
Debatte im Unterricht oder in anderen geeigneten Formaten aufgreifen und Raum für Austausch 
und Diskussion bieten“. 

4,7 

Prozent der befragten Schüler an der Ernst-Reuter-Schule wären bereit, Wehrdienst zu leisten. 

Genau dies tut aktuell die Ernst-Reuter-Sekundarschule in Berlin-Gesundbrunnen. Dort wurde 
das Gesetzesvorhaben nicht nur thematisiert, sondern auch mit einer Umfrage flankiert. Eines 
der Ergebnisse: Nur zehn von 213 Schülerinnen und Schülern sagen „Ja“ zur Wehrpflicht, das 
entspricht 4,7 Prozent. 

„Sie sind schon eher skeptisch und fühlen sich auch mehrheitlich nicht informiert 
beziehungsweise mitgenommen“, fasste Schulleiter Marc Eggert die Stimmungslage zusammen. 
Die Schule habe daher Materialien und Links für das Kollegium bereitgestellt, die sie  mit den 
Schülerinnen und Schülern diskutieren könnten.  
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„In Gesprächen mit einzelnen Schülerinnen und Schülern hatte ich den Eindruck, dass sie sich 
aber auch generell politisch nicht gefragt fühlen“, berichtete Eggert am Donnerstag.  

 


